Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2524 


Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 17. August 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/IIC4-J4015-1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Leistung überplanmäßiger Haushaltsaus- 
gaben bei Kap. 06 40 Tit. 681 06 und 681 07 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 BHO teile ich mit, daß ich auf 
Antrag des Bundesministers des Innern meine Einwilligung zu 
überplanmäßigen Haushaltsausgaben bei Kap. 06 40 

a) Tit. 681 06 - Eingliederungshilfen an ehemalige politische 

Häftlinge - 

bis zur Höhe von 16,8 Mio DM und 

b) Tit. 681 07 - Beihilfen zum Lebensunterhalt an Deutsche aus 

der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands 
und dem sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin ~ 

bis zur Höhe von 3,2 Mio DM 

erteilt habe. 

Meiner Entscheidung liegen folgende Sachverhalte zugrunde: 

zu a) 

Das Fünfte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Häftlings- 
hilfegesetzes vom 29. Juli 1971 (BGBl. I S. 1173), das mit Wir- 
kung vom 1. Juli in Kraft getreten ist, sieht insbesondere Lei- 
stungsverbesserungen für schwer geschädigte politische Häft- 
linge vor. Um im Gesetz vorgesehene verbesserte Leistungen 
im Jahre 1971 gewähren zu können, mußten 16,8 Mio DM über- 
planmäßig bereitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar, weil auf die verbesserten 
Leistungen ein Rechtsanspruch besteht. Sie konnte bei der Auf- 
stellung des Haushalts 1971 nicht vorhergesehen werden. Die 
Deckung erfolgt innerhalb des Gesamthaushalts 1971. 


Drude: Thenee Drude KG, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Verleg Di. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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zu b) 

Das Dritte Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz vom 27. April 1971 
(BGBl. I S. 361) und das Erste Flüchtlingshilfeänderungsgesetz 
vom 10. Mai 1971 (BGBl. I S. 445) bringen Leistungsverbesse- 
rungen und erweitern den Kreis der bisher Empfangsberechtig- 
ten um einen Jahrgang (Frauen: Jahrgang 1911; Männer: Jahr- 
gang 1906). Außerdem ist die Zahl der zum Empfang laufender 
Beihilfen Berechtigten unerwartet stark gestiegen. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar, weil auf die Leistungen ein 
Rechtsanspruch besteht. Sie war bei der Aufstellung des Haus- 
halts 1971 auch nicht vorherzusehen. 

Im Einzelplan 06 Haushaltsjahr 1971 wird ein gleichhoher Be- 
trag an anderer Stelle eingespart. 

In Vertretung 

Dr. Emde 


2 



